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VORWORT 
 
Mein Eintritt in die Politik 
 
Im Juni 1949 traten in Godesberg am Rhein deutsche Männer zu- 
sammen, um zum ersten Mal nach dem Zusammenbruch gegen die stück- 
weise Preisgabe des Deutschen Reiches und seine Aufteilung in je einen 
westlichen und einen östlichen �Satellitenstaat" zu  protestieren. Bis zur 
Errichtung der westdeutschen Bundesrepublik und der sich unmittelbar 
anschließenden Begründung der Deutschen Demokratisc hen Republik der 
sowjetischen Besatzungszone hatte das Deutsche Reich weder tatsächlich 
noch juristisch zu bestehen aufgehört, wie von zahl reichen in- und aus- 
ländischen Sachverständigen des Staatsrechts immer wieder eindeutig 
festgestellt worden ist. Denn nicht das Deutsche Reich, vertreten durch 
das letzte gesamtdeutsche Staatsoberhaupt Großadmir al Dönitz, sondern 
lediglich das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht als rein mili- 
tarische Dienststelle - das kann nicht oft genug betont werden � hat 
am 8. Mai 1945 die Kapitulationsurkunden unterzeichnet. Erst die Be- 
reitschuft deutscher Nachkriegs-Politiker, durch Errichtung eines west- 
deutschen bzw. mitteldeutschen Separatstaates den alliierten Wünschen 
auf eine dauernde Zertrümmerung der deutschen Einhe it nachzugeben, 
hat praktisch die Idee des Reiches, die aus den ält esten Perioden der 
deutschen Geschichte bis in unsere Tage herüberreic ht, für den Augen- 
blickserfolg einer Scheinsouveränität aufgeopfert. Künftige Genera- 
tionen werden ohne Zweifel in diesem Vorgang eine verhängnisvolle 
deutsche Mitwirkung an einer langdauernden Aufspaltung des Reiches 
sehen. Keine noch so aufdringliche Zweckpropaganda wird vor dem 
unbestechlicheren Urteil einer späteren Geschichtss chreibung den wahren 
Ablauf der Ereignisse verschleiern und die Verantwortlichen verbergen 
können. Erst durch den Vorgang der deutschen Zustim mung zu dieser 
staatlichen Spaltung wurde den Siegergruppen die Mö glichkeit gegeben. 
ihre Besatzungszone zum Aufmarsch- und Interessengebiet auszubauen 
und damit den einzig möglichen Ansatzpunkt echter g esamteuropäischer 
Politik für unabsehbare Zeit auszuschalten. 
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Die in Godesberg Versammelten waren entschlossen, gegen diese 
vorauszusehende und von Tag zu Tag sich deutlicher abzeichnende Ent- 
wicklung vor der deutschen Nation und der Welt zu protestieren und 
gleichzeitig die Stimme der echten deutsch-europäis chen Opposition bei 
der bevorstehenden Wahl zum Bundestag zur Geltung zu bringen. Man 
kam nach eingehender Prüfung der Lage überein, sich  durch einen Auf- 
ruf unmittelbar an die Wähler zu wenden, um sie zur  Aufstellung und 
Wahl unabhängiger Kandidaten aufzufordern, nachdem sich die Militär- 
regierungen bis dahin beharrlich geweigert hatten, außer den sog. lizen- 
zierten Parteien weitere politische Gruppen zu genehmigen. 
Obwohl ich zu dieser Tagung eingeladen war, vermied ich es, mich 
an der Diskussion zu beteiligen, und als man mich zur Unterschrift einer 
gemeinsamen Erklärung aufforderte, gab ich meine St ellungnahme in 
folgenden Worten kund: �Dieser Aufruf ist an sich s o formuliert, daß 
ihn jeder bewußte Deutsche, also auch ich, unterzei chnen müßte. Es ist 
mir klar, daß meine Unterschrift für Tausende deuts cher Soldaten, die 
mich als Frontkommandeur kennen, ein Fanal sein wird. Ich weiß aber 
auch, daß ein Teil des deutschen Offizierkorps info lge meines Entschlus- 
ses vom 20. Juli 1944 von vornherein in Opposition gegen eine an sich 
gute und notwendige Sache gedrängt wird, wenn ich m ich sichtbar an 
ihr beteilige. Um aber jede Möglichkeit einer Spalt ung der Geister in 
einer für den Fortbestand des Reiches lebensnotwend igen Frage auszu- 
schließen, werde ich den vorliegenden Aufruf nur un ter der Voraus- 
setzung unterzeichnen, daß gleichzeitig mit mir ein  ehemaliger Gegner 
des nationalsozialistischen Regimes, soweit er ehrlich den Interessen der 
deutschen Nation und des Reiches zu dienen glaubte, zur Mitunterzeich- 
nung bereit ist." 
Ich habe diese Erklärung damals in dem Bewußtsein a bgegeben, daß 
in dieser schicksalhaften Frage die Stellungnahme zu dem früheren 
Regime belanglos sei und daß es nur auf die Sauberk eit der Gesinnung 
ankomme. Leider fand sich keiner der überlebenden M itbeteiligten des 
20. Juli 1944 bereit, seinen Namen unter den Aufruf zu setzen. An- 
scheinend galt ihr Haß nur dem Regiment Adolf Hitle rs, nicht aber einer 
Gewaltpolitik auswärtiger Kräfte, die nach 1945 bes onders mittels des 
Morgenthauplanes bestrebt waren, mit Hilfe deutscher Handlanger den 
Restbestand des Reiches und der deutschen Volkssubstanz zu zerstören, 
ohne daß aus den Reihen der ehemaligen �Widerständl er" nur ein Wort 
des Protestes vernehmbar gewesen wäre. Diese Willfä hrigkeit bei aller 
sonstigen vernehmlichen Selbstbeweihräucherung jedo ch und die fort- 
dauernden Angriffe gegen meine politische Stellungnahme gerade aus 
den Reihen der ehemaligen Widerstandskämpfer hat me ine Auffassung 
über die eigentlichen Motive dieser innerdeutschen �resistance", die sich 
inmitten eines entsetzlichen Völkerringens gegen di e eigene Staatsfüh- 
rung erhob � nicht um den Kampf um so entschlossene r fortzusetzen, 
sondern um ihn unter jeder noch so erbärmlichen Bed ingung zu been- 
den �, entscheidend gewandelt. 
Trotzdem hätte ich über die Ereignisse des 20. Juli  1944 weiterhin 
Stillschweigen   gewahrt,  wenn  ich nicht   seit  dieser meiner   Erklärung 
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fortlaufend as Mörder, Bluthund und neuerdings als Verräter meiner 
Kameraden von einer gesinnungstüchtigen Presse besc himpft worden 
wäre, ein Vorwurf, den ich schon im Interesse meine r damaligen Unter- 
gebenen nicht gelassen hinnehmen darf. Es ist seit dem 8. Mai 1945 ein 
derartiger Nebel von Lügen und Fälschungen über die  jüngste deutsche 
Vergangenheit von  allen   Interessenten - und  deren  sind  allzu  viele - 
gebreitet worden, dass es nun hoch an der Zeit ist, ein Licht zu entzün- 
den. Ich war noch nicht von Godesberg nach Hause zurückgekehrt, als 
wie auf ein geheimes Stichwort die gesamte Lizenzpresse über mich 
herfiel, um mich in Jeder Weise zu verleumden und zu verdächtigen. 
Ich spurte allzu bald die Absicht heraus, nicht mich allein zu treffen, 
sondern  durch  mich das Millionenheer anständiger  deutscher  Soldaten, 
die sich getreu ihrem Eide von den Verschwörern des  20. Juli 1944 abge- 
wandt und es bis zum bitteren Ende vorgezogen hatten,  ihren Wider- 
standswlllen gegen den außeren Feind des Reiches un d der deutschen 
Nation zu richten.   Erst zetzt entschloß ich mich,  aus meiner Reserve 
herauszutreten. Denn  wenn man zulaßt, dlaß einerse its �Widerständler" 
und KZ-Haftlinge als Helden verherrlicht, andererseits pflichttreue Sol- 
daten und Arbeiter all Verbrecher und Narren beschimpft werden, so 
macht man sich mitschuldig an der Schandung des Andenkens zahlloser 
Toter, die getreu ihrem Eide gefallen sind. 
Es liegt also nicht an mir, daß das Gespräch über d ie Berechtigung 
des inneren Widerstandes wahrend des zweiten Weltkrieges eine solche 
Scharfe angenommen hat; besser für die deutsche Zuk unft wäre es 
gewesen, wenn es sachlich und unparteiisch hätte ge führt werden kön- 
nen. Daran aber war offenbar denjenigen, die einer dauernden Nieder- 
haltung und Aufsplitterung des deutschen Volkes dienstbar sind, wenig 
gelegen. Da nun die Debatte infolge der maßlosen Ve rherrlichung des 
mißlungenen Attentats und der fortdauernden Herabse tzung eidgetreuer 
deutscher Soldaten - und das war die überwältigende  Mehrheit, die es 
sich energisch verbittet, als gutgläubige Hammelher de, quasi �entschul- 
digt" zu werden � auf diese Weise in Gang gekommen ist, mag sie nun 
auch mit rückhaltloser Offenheit geführt werden. We nn dabei die Mär- 
tyrergloriole der Attentäter des 20. Juli ein wenig  verblassen sollte, so 
liegt die Schuld gewiß nicht bei mir. 
Ich würde es jedoch nicht wagen, in einer so heikle n Frage das Wort 
zu ergreifen, wenn ich nicht auch heute noch von der Notwendigkeit 
meines Eingreifens am 20. Juli 1944 überzeugt, ja s ogar entschlossen 
wäre, in ähnlicher Lage wieder ebenso zu handeln, d enn wie der Eid, ist 
auch die Ehre unteilbar. Das Mark der Ehre aber ist die Treue. 
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I. TEIL 
 
Meine Rolle 
am 20. Juli 1944 in Berlin 
 
Meine Berufung zum Kommandeur des Wachregiments �Gr oß- 
deutschland" in Berlin erfolgte eigentlich zu meiner Erholung und als 
Anerkennung für meine vielfachen Verwundungen an de r Front und 
der dort erhaltenen Tapferkeitsauszeichnungen. Ich habe das Wach- 
regiment insgesamt nur ein Vierteljahr geführt. Als  ich nach Berlin 
kommandiert wurde, war ich bereits achtmal verwundet und Träger des 
Eichenlaubes zum Ritterkreuz. Später bin ich erneut  verwundet worden. 
 
 Meine Aufgaben als Kommandeur des Wachregimentes, das ich Ende 
Mai 1944 übernahm, bestanden neben rein repräsentat iven Pflichten in 
der Sicherung der Reichshauptstadt. Da in der näher en Umgebung und 
in Berlin selbst etwa 1 Million ausländischer Arbei ter beschäftigt waren, 
musste mit der Möglichkeit des Ausbruchs innerer Un ruhen gerechnet 
werden. 
Am frühen Nachmittag des 20. Juli 1944 wurde mein R egiment, wie 
alle Truppen des Ersatzheeres, durch das Stichwort �Walküre" alarmiert. 
Dieses Stichwort war vorgesehen für eine Mobilisier ung des Ersatzheeres 
im Falle innerer Unruhen. Während bei meinem Regime nt die vorbe- 
reiteten Maßnahmen anliefen, begab ich mich befehls gemäß zu meiner 
vorgesetzten Dienststelle, der Stadtkommandantur Berlin. Im Gegensatz 
zu anderen im Vorzimmer wartenden unterstellten Truppenführern 
wurde ich als einziger sofort zu dem Stadtkommandanten, General- 
leutnant von Hase, vorgelassen und von diesem über Lage und Auftrag 
wie folgt orientiert: �Der Führer tödlich verunglüc kt! Innere Unruhen 
ausgebrochen, die Vollzugsgewalt übernimmt das Heer ! Das Wach- 
regiment erhält den Auftrag, das Regierungsviertel abzusperren, so daß 
weder ein General noch ein Minister die Absperrung passieren kann!" 
Mir fiel bei der Befehlserteilung auf, daß diese du rch einen neuen 
Generalstabsoffizier, einen Major, assistiert wurde, während der 
frühere erste Generalstabsoffizier untätig und auff allend nervös her- 
umstand. 
Ich war über die gegebene Orientierung naturgemäß e rschüttert und 
fragte sofort: �Ist der Führer tatsächlich tot? Ist  er verunglückt oder 
liegt ein Attentat vor? Wo sind innere Unruhen ausgebrochen? Ich 
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habe bei meiner Fahrt durch Berlin nichts gemerkt! Warum geht die 
Vollzugsgewalt auf das Heer und nicht auf die Wehrmacht über? Wer 
ist der Nachfolger des Führers? Der Nachfolger müßt e doch der Reichs- 
marschall sein! Liegen irgendwelche Befehle oder Aufrufe von ihm 
vor?" 
Da die Antworten mir kein klares Bild von der Lage gaben, sondern 
ein bestimmtes Mißtrauen in mir erweckten, versucht e ich, in die Schrift- 
stücke Einblick zu nehmen, die vor General v. Hase auf dem Tische des 
Stadtkommandanten lagen. Diese Schriftstücke wurden  daraufhin von 
dem Generalstabsoffizier ostentativ fortgenommen und in eine Mappe ge- 
steckt. Auf der Fahrt zu meinem Regiment beherrschte mich der Ge- 
danke: �Hitler tot, nun herrscht Kopflosigkeit, wah rscheinlich versuchen 
verschiedene Persönlichkeiten die Nachfolge anzutre ten." 
Ich nahm mir auf jeden Fall vor, mich in meiner Eigenschaft als 
Kommandeur der einzigen aktiven Truppe in Berlin unter keinen Um- 
stünden mißbrauchen zu lassen. Ich erinnerte mich a n die Situation von 
1918, die der Berliner Truppe den geschichtlichen Vorwurf einbrachte, 
da0 sie durch ihr Zögern zum Gelingen der Revolutio n beigetragen habe. 
Zu meiner Truppe zurückgekehrt, setzte ich sofort e ine Offiziers- 
besprechung an und  gab Lage und Auftrag bekannt. Ich ließ keinen 
Zweifel darüber, daß mir vieles unklar und zweifelh aft erscheine und 
ich nicht gewillt sei, mich und meine Truppe irgendwie mißbrauchen 
zu lassen. Ich verlangte von jedem Offizier unbedingten Gehorsam und 
Vertrauen zu mir persönlich, wie ich es als Frontso ldat gewohnt gewesen 
war. Nach der Besprechung erhielt ich zwei Meldungen, die mich beun- 
ruhigten. Einmal meldete mir der anwesende Leutnant Dr. Hagen, der 
zu meinem Stabe gehörte, er habe vor einer Stunde a uf dem Wege zu 
mir den Feldmarschall v. Brauchitsch in voller Uniform in Berlin ge- 
sehen. Dieser Umstand war auffallend, da sich v. Brauchitsch im Ruhe- 
stand befand und sein Auftreten in Uniform ausgerechnet in der gege- 
benen Situation war verwunderlich. Zweitens versicherte mir der von 
der Kommandantur als Verbindungsoffizier zugeteilte Oberstleutnant 
Wolters, daß ich nicht glauben solle, er sei ein Sp itzel. Eine derartige 
Aeusserung eines aktiven Offiziers war nicht nur ungewöhnlich und 
ärgerlich, sondern mußte in mir den Verdacht erweck en, daß irgendwie 
mit verdeckten Karten gespielt wurde. Kurz darauf wurde mir gemel- 
det, daß Oberstleutnant Wolters ohne Abmeldung vers chwunden sei. 
Wie sich später herausstellte, hatte er durch die A nsprache an meine 
Offiziere Zweifel bekommen und war, um sich einer Verantwortung zu 
entziehen, einfach nach Hause gefahren, eine für ei nen aktiven Offizier 
unmogliche Handlungsweise. 
Die Zweifel, ob die Schilderung der Lage durch den Stadtkomman- 
danten den wirklichen Tatsachen entsprach, veranlaß ten mich zu dem 
Entschluß, mich selber über die Lage zu orientieren  und alle erreich- 
baren Dienststellen anzurufen. Eine Handlungsweise, die für jeden 
Truppenführer selbstverständlich ist, bevor er sein e Truppe zum Einsatz 
bringt. Das  Ergebnis dieser  Rückfrage war,  daß  überall  gleiche  Un- 
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kenntnis und Unsicherheit herrschte. Ich entschloß mich daher, den 
Leutnant Dr. Hagen, der beruflich im Propagandaministerium tätig ge- 
wesen war, zum Beichsverteidigungskommissar zu senden, von dem ich 
annahm, dass er nicht nur über die militärische, so ndern auch über die 
politische Lage unterrichtet sein werde. Reichsverteidigungskommissar 
fur Berlin war Dr. Goebbels. 
Etwa 1 1/2 Stunden nach Auslösung des �Walküre"-Bef ehls war die 
Truppe einsatzbereit und rückte befehlsgemäß in die  vorgesehenen Ab- 
sperrungsräume. Nach persönlicher Ueberprüfung des Einsatzes an Ort 
und Stelle begab ich mich zum Stadtkommandanten, General v. Hase, 
um Vollzugsmeldung zu erstatten. Bei dieser Gelegenheit erhielt ich den 
zusatzlichen Auftrag, den Häuserblock nördlich des Anhalter Bahnhofes 
(auf der Karte gezeigt) besonders scharf abzusperren. 
Als ich diesen Auftrag an Ort und Stelle durchführe n wollte, stellte 
ich fest, daß in dem bezeichneten Gebäudekomplex da s Reichssicherheits- 
hauptamt untergebracht war. Die Unklarheit, um nicht zu sagen Unauf- 
richtigkeit des mir erteilten Auftrages mußte meine n Argwohn, daß 
irgend etwas nicht stimme, nur noch verstärken. War um gab man mir 
nicht den klaren Auftrag, auf den Reichssicherheitsdienst aufzupassen? 
Ich hatte selbstverständlich auch diesen Befehl aus geführt. 
Bei meinem dritten Besuch bei General v. Hase fragte ich ihn daher 
offen: �Warum, Herr General, bekomme ich so unklar formulierte Be- 
fehle, warum sagt man mir nicht, daß ich auf den Re ichssicherheitsdienst 
besonders aufpassen  soll?"    Hase war  sehr nervö s und aufgeregt und 
ging auf meine Frage gar nicht ein.   Dagegen entnahm ich aus einem 
Gespräch des Generals von Hase mit seinem neuen Ia,  daß er nunmehr 
auch"’ Goebbels verhaften müsse und dieser Auftrag von mir durchge- 
führt werden solle. Da mir die Durchführung dieses Auftrages nicht 
genehm war, schaltete ich mich in das Gespräch ein und sagte zu General 
von Hase: �Herr General, ich halte mich für denkbar  ungeeignet!   Sie 
wissen, daß ich langjähriger Angehöriger der Divisi on Großdeutschland 
bin, deren Aermelstreifen ich noch jetzt trage. Es ist ihnen bekannt, 
dass Dr. Goebbels als Gauleiter von Berlin gleichzeitig Protektor der 
Division Großdeutschland ist. Ich habe Goebbels ers t vor 14 Tagen in 
seiner Eigenschaft als Protektor der Division Großd eutschland pflichtge- 
mäß meinen persönlichen Antrittsbesuch  gemacht,    ich  halte es  aus 
diesem Grunde für unangebracht, ausgerechnet mich m it der Verhaftung 
meines Protektors zu beauftragen."   Wahrscheinlich hatte von Hase für 
meine Einwendungen Verständnis oder er übergab aus anderen Ueber- 
legungen heraus nunmehr dem Heeresstreifendienst den Auftrag zur 
Festnahme und Festsetzung des Reichsministers Goebbels. 
Nach Verlassen  des  Dienstzimmers  des   Stadtkommandanten  von 
Hase erreichte mich auf dem Flur endlich der von mir zum Reichsver- 
leidigungskommissar entsandte Offizier und meldete mir als Ergebnis 
seiner Verbindungsaufhahme: �Völlig neue Lage! Es h andelt sich wahr- 
scheinlich um einen Militärputsch! Der Reichsvertei digungskommissar 
lasst Sie bitten, unverzüglich zu ihm zu kommen! We nn Sie nicht in 20 
Minuten bei ihm erschienen sind, muß er annehmen, d aß Sie mit Gewalt 
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zurückgehalten werden. Er sieht sich dann gezwungen , die Watten-SS 
zu alarmieren." 
Mein damals noch bestehendes Vertrauen zu der Person des Gene- 
rals von Hase mag man daraus ersehen, daß ich Ltn. Dr. Hagen veran- 
laßte, dem General von Hase die soeben überbrachte Meldung in meinem 
Beisein zu wiederholen. Meine Bitte, dieser Aufforderung des Reichs- 
verteidigungskommissars nachkommen zu dürfen und ei ne in aller In- 
teresse erforderliche Klärung der Lage herbeizuführ en, wurde abgelehnt. 
Nach Verlassen der Kommandantur bin ich mit mir zu Rate gegangen, 
was ich nun zu tun hätte. 
Ich kam zu dem Entschluß, trotz des gegenteiligen B efehls zu 
Goebbels zu fahren, und zwar aus folgenden Gründen:  
wollte ich mir meine Handlungsfreiheit nicht nehmen lassen; 
fühlte ich mich nach wie vor eidgebunden, denn bisl ang war die 
Meldung vom Tode des Führers zumindest zweifelhaft.  Ich mußte 
also handeln, wie es mir mein Fahneneid vorschrieb; 
hatte ich an der Front, unzählige Male auf mich sel bst gestellt, 
selbständige Entschlüsse fassen müssen, deren Richt igkeit durch 
die Verleihung hoher Auszeichnungen bestätigt wurde . Nur durch 
entschlossenes Handeln konnte manche Lage gemeistert werden. 
Ich fühlte mich eins mit meinen Kameraden an der Fr ont, die es 
nicht verstanden hätten, wenn ich aus Mangel an Ziv ilcourage die 
Hände in den Schoß gelegt und es durch eigenes Vers chulden zu 
einer Entwicklung hätte kommen lassen, die verhängn isvoll wer- 
den konnte; 
befand ich mich in einer Zwangslage, da Dr. Goebbels die Alar- 
mierung der Waffen-SS vorhatte, so daß mit einem Ka mpf 
zwischen Waffen-SS und Heer zu rechnen war. Als Kommandeur 
der einzigen aktiven Truppe in Berlin war ich für d as Leben der 
mir anvertrauten Soldaten verantwortlich. Diese für  eine völlig 
ungeklärte Sache  einzusetzen,  stand mir nicht zu.  
Ich war aber auch der Person Goebbels gegenüber miß trauisch, 
denn da immer noch die Annahme bestand, daß der Füh rer tot sei, hielt 
ich einen Kampf um seine Nachfolge für möglich. Mic h und meine 
Truppe in einen solchen Nachfolgekampf hineinziehen zu lassen, lag mir 
fern. Da mir die Stellung Goebbels nicht klar war, nahm ich mir zu 
dem Besuch bei ihm einen Leutnant und einen Zug Soldaten mit, welche 
den Auftrag hatten, mich so oder so herauszuholen, wenn ich nach einer 
Viertelstunde das  Ministerium Goebbels nicht verlassen haben würde. 
Ich selbst drang dann mit entsicherter Pistole bis ins Dienstzimmer 
von Goebbels vor und bat ihn, mich über die Lage zu  orientieren. 
Goebbels forderte mich darauf seinerseits auf, ihm darüber Auskunft zu 
geben, was mir bekannt sei. Ich kam diesem Wunsch nach, verschwieg 
allerdings seine von Hase beabsichtigte Verhaftung, da mir zweifelhaft 
war, welche Rolle er in der ganzen ungeklärten Situ ation spielte. Be- 
fragt, was ich zu tun gedächte, sagte ich ihm, daß ich mich an meine 
militärischen Anweisungen zu halten und diese durch zuführen ent- 
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schlössen sei. Auch wenn der Führer nicht mehr lebe , fühle ich mich an 
meinen Eid gebunden und könne nur so handeln, wie e s mir mein Ge- 
wissen als Offizier Vorschreibe. 
Darauf sah mich Goebbels erstaunt an und sagte: �Wi eso? Der 
Führer lebt doch! Ich habe soeben mit ihm telefonis ch gesprochen! Das 
Attentat ist mißlungen." 
Diese Information kam für mich völlig überraschend.  Ich bat Goeb- 
bels um sein Ehrenwort, daß seine Mitteilung wahr s ei und daß er 
selber bedingungslos hinter Adolf Hitler stehe. Goebbels zögerte zu- 
nächst,. da ihm dieses Ansinnen wohl nicht ganz ver ständlich erschien. 
Erst auf meine wiederholte Bitte, daß ich sein Ehre nwort als verant- 
wortlich handelnder Offizier brauche, um klar zu sehen, gab er es mir. 
Ich bat ihn darauf, mich telefonisch mit dem Hauptquartier verbin- 
den zu lassen. Innerhalb einer Minute war die Verbindung hergestellt 
und Adolf Hitler persönlich am Apparat. Goebbels in formierte ihn kurz 
und gab mir dann den Hörer. Adolf Hitler sagte etwa : 
�Hören Sie mich? Ich lebe also! Das Attentat ist mi ßlungen. Eine 
kleine-Clique ehrgeiziger Offiziere wollte mich beseitigen. Aber jetzt 
haben wir die Saboteure der Front. Wir werden mit dieser Pest kurzen 
Prozeß machen. 
Sie erhalten von mir den Auftrag, sofort die Ruhe und Sicherheit 
in der Reichshauptstadt wieder herzustellen, wenn notwendig mit Ge- 
walt. Sie werden mir zu diesem Zweck persönlich sol ange unterstellt, 
bis der Reichsführer-SS in der Reichshauptstadt ein trifft!" Meine Zweifel 
waren mit diesem Anruf endgültig beseitigt, nach wi e vor galt mein 
Adolf Hitler geleisteter Eid, es ging für mich jetz t ausschließlich darum, 
durch schnelles Handeln und Eingreifen unnötiges Bl utvergießen zu 
vermeiden. 
Von meinem Aufenthalt auf der Stadtkommandantur Berlin waren 
mir die Anordnungen für die nach Berlin anrückenden  Truppenteile 
bekannt. Um die Kommandeure der nach Berlin befohlenen Truppen- 
teile über die wirkliche Lage zu informieren, schic kte ich ihnen nach 
allen Richtungen Ordonanzoffiziere entgegen. Die Orientierung der an- 
rückenden Truppen glückte in vollem Umfange. Ich mö chte feststellen, 
daß alle Kommandeure, die gleich mir empört waren ü ber die Vorfälle, 
sich bedingungslos meinem Kommando unterstellten, obwohl ich dienst- 
gradmäßig jünger war. Es zeigte sich also, daß für sie alle der Fahnen- 
eid-verbindlich war. Es sind nur dort Schwierigkeiten aufgetreten, wo 
eine persönliche Orientierung nicht möglich war. 
Auf Grund der herrschenden Unsicherheit und auf Grund von Miß- 
verständnissen wäre es um ein Haar an zwei Stellen zu einem Antreten 
anderer Truppenverbände gegen meine eigene Truppe g ekommen. Auf 
dem Fehrbelliner Platz hatte sich auf Befehl der Verschwörer eine 
Panzerbrigade bereitgestellt, konnte jedoch durch einen Funkbefehl des 
Generalobersten Guderian aus den Reihen der Verschwörer herausge- 
brochen werden. Diese Truppe setzte daraufhin von sich aus Aufklärung 
an und  kam  zu  der  irrtümlichen  Auffassung,  da ß  das   Wachregiment 
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Großdeutschland auf der Seite der Verschwörer stehe  und Reichsmi- 
nister Goebbels festgesetzt habe. Zum geplanten Einsatz fühlten einige 
Panzer der Brigade vor, und es wäre um ein Haar zu einem Blutver- 
gießen zwischen deutschen Soldaten gekommen. Die gl eiche Situation 
spielte sich vor dem Bendler-Block ab, der Dienststelle des Oberbefehls- 
habers des Ersatzheeres, als eine Panzergrenadierkompanie meine etats- 
mäßig gestellte Wache ablösen wollte. Durch energis ches Eingreifen 
einiger Offiziere meines Regimentes konnten im letzten Augenblick Miß- 
verständnisse beseitigt und ein Schußwechsel zwisch en deutschen Sol- 
daten vermieden werden. 
Der Spätnachmittag des 20. Juli war mit unzähligen Einzelanord- 
nungen ausgefüllt. Unter anderem hatte ich die Ersa tzbrigade �Groß- 
deutschland" aus Cottbus als Eingreifreserve an den Stadtrand Berlins 
herangezogen. Meine eigene Truppe zog ich dichter um den Komplex 
der Reichskanzlei zusammen, um eine sofort einsatzbereite schlagkräf- 
tige Truppe zur Hand zu haben. Ich ließ die Stadtko mmandantur ab- 
riegeln, da ich den Eindruck gewonnen hatte, daß si ch dort einige frag- 
würdige Personen aufhielten. Der Stadtkommandant se lber, General 
von Hase, war während dieser Maßnahmen zum stellver tretenden Gene- 
ralkommando gefahren, um sich dort mit dem von den Verschwörern 
eingesetzten General über weitere Maßnahmen klar zu  werden. Man 
hat dort zwei Stunden verhandelt und kam zu keinem Entschluß. Nach 
Hases Rückkehr zu seiner Kommandantur bat ich ihn t elefonisch, mich 
zwecks Klarung der Lage auf meinem Gefechtsstand in der Dienstwoh- 
nung Goebbels aufzusuchen. Zunächst lehnte er meine  Aufforderung 
ab und verlangte von mir mir, daß ich als sein Unte rgebener zur Komman- 
dantur kommen solle Erst auf meinen Hinweis, daß ic h von Adolf 
Hitler persönlich in direkter Unterstellung mit der  Wiederherstellung von 
Ruhe und Ordnung in Berlin beauftragt sei, daß er a lso mir unterstellt 
sei und von mir geholt würde, wenn er nicht käme, k am er freiwillig zu 
mir. Ich hatte damals noch immer den Eindruck, daß von Hase ebenso 
wie ich zunächst mißbraucht worden sei und von der wahren Lage keine 
Kenntnis habe. Ich entschuldigte mich daher wegen meiner ungewöhn- 
lichen Maßnahme bei ihm. Hase war die Liebenswürdig keit in Person 
und sprach mir seine Anerkennung für meinen selbstä ndigen Entschluß, 
Dr. Goebbels aufzusuchen, aus, da auf diese Weise viel Unheil verhindert 
worden sei. Auch Goebbels gegenüber spielte er den Unwissenden und 
tat so, als ob er von den ganzen Vorgängen nichts a hne. Er wurde 
gebeten, sich für weitere Rückfragen zur Verfügung zu halten, ein Zim- 
mer der Dienstwohnung Goebbels wurde ihm zugewiesen. 
Bis zum Abend sah ich noch immer nicht klar, wo der eigentliche 
Kopf der Verschwörung zu suchen sei. Erst auf Grund  der Meldung 
eines im Bendler-Block zum Wachdienst kommandierten Offiziers meines 
Regimentes schöpfte ich Verdacht. Die Meldung besag te, daß zusätzlich 
zu unserer ständigen Wache durch Stabsoffiziere Per sonenkontrollen 
durchgeführt würden und man neue Ausweise herausgeg eben habe. Ich 
ordnete deshalb die Absperrung des Bendler-Blockes durch zwei Kom- 
panien an. 
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Der gleiche Offizier meldete mir am späten Abend, d aß im Hofe des 
Bendler-Blockes Erschießungen stattfänden. Ich war darüber sehr 
empört, da es mein Stolz gewesen war, daß die gesam te Aktion bis dahin 
ohne einen Schuß durchgeführt worden war. Ich fuhr deshalb sofort 
zum Bendler-Block, um weitere Erschießungen zu verh indern. Beim 
Betreten des Bendler-Blockes traf ich auf Generaloberst Fromm, den 
Oberbefehlshaber des Ersatzheeres. Er war sehr aufgeregt und schien 
erschüttert. Mich erkennend, sprach er mich an: �En dlich ein anstän- 
diger Offizier von Großdeutschland. Was wissen Sie von der Lage?" Ich 
erteilte ihm kurz Auskunft, sagte ihm, daß ich vom Führer persönlich 
mit allen Vollmachten zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in 
Berlin beauftragt sei. Wegen der größeren Zusammenh änge möge er 
sich mit Reichsminister Goebbels in Verbindung setzen.   Was auch ge- 
schah. 
Was hatte sich nun in der Zwischenzeit im Bendler-Block abgespielt? 
Staüffehberg war nach dem Attentat nach Berlin gefl ogen und hatte im 
Bendler-Block den Feldmarschall von Witzleben und die Generalobersten 
Höppner, und Beck angetroffen und gemeinsam mit Gen eral Olbrich 
begonnen, zu regieren. Auch der Generaloberst Fromm, als Oberbefehls- 
haber des Ersatzheeres, wurde zum Anschluß aufgefor dert, was dieser 
Jedoch-energisch ablehnte. Als Fromm erfuhr, daß St auffenberg per- 
sonlich Adolf Hitler umgebracht habe (dieser Ansicht war man allge- 
mein), ’wollte er Stauffenberg festsetzen. Dies führte dazu, daß nun- 
mehr die Verschwörer ihrerseits Fromm festnahmen un d ihn in seine 
Buroräume einsperrten. Als im Laufe des Nachmittags  bekannt wurde, 
daß Adolf Hitler am Leben geblieben sei, taten sich  einige Generalstabs- 
offiziere des Bendler-Blockes zusammen und organisierten eine Gegen- 
bewegung, die dann zur Befreiung Fromms führte. Die ser, nunmehr im 
Besitz seiner Handlungsfreiheit, drehte den Spieß u m und ließ durch 
ein Standgericht den General Olbrich, den Oberst von Stauffenberg und 
einige andere an der Verschwörung beteiligte Offizi ere aburteilen und 
unverzüglich erschießen. Dem Generalobersten Beck g ab man Gelegen- 
heit, sich selbst zu erschießen. Der Feldmarschall von Witzleben und 
der Generaloberst Höppner wurden festgenommen. 
Als ich den Bendler-Block betrat, waren die Erschießungen bereits 
durchgeführt. Ich hatte nichts damit zu tun und all e diesbezüglichen 
Behauptungen der Presse sind lediglich böswillige V erleumdungen. 
Nachdem Fromm den Bendler-Block verlassen hatte, befahl ich 
schärfste Absperrung und sorgte im Bendler-Block se lbst für Wiederher- 
stellung der dienstlichen Ordnung. Die späteren Ver haftungen und die 
Sicherstellung des Materials über die Verschwörung erfolgte auf Befehl 
des Reichsführers-SS Himmler durch Organe des Reich ssicherheits- 
dienstes. 
Bei Rückkehr auf meinen Gefechtsstand traf ich dort  gegen 24 Uhr 
Himmler an. Ich meldete ihm die befohlenen Maßnahme n. Bei An- 
bruch der Helligkeit wurde ich mit meiner Truppe entlassen. 
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Die Folgerungen 
 
Zu der Behauptung, ich hätte mir durch mein Verhalt en in diesen 
Tagen persönliche Vorteile verschafft, habe ich fol gendes zu sagen: Auf 
meine ausdrückliche Bitte hat Adolf Hitler von der beabsichtigten Ver- 
leihung der Brillanten zum Ritterkreuz abgesehen. Ich hielt die Bril- 
lanten für eine Tapferkeitsauszeichnung, ich wollte  sie daher nicht für 
eine Aktion erhalten, bei der von meiner Truppe nicht ein Schuß abge- 
geben worden war. Ich habe diese meine Auffassung Adolf Hitler per- 
sönlich mitgeteilt, der sie anerkannte. Im übrigen hielt ich den Aufstand 
vom 20. Juli 1944 für einen Fleck auf dem Ehrenschi ld des deutschen 
Offizierkorps, an den ich nicht durch eine Auszeichnung erinnert sein 
wollte. Desgleichen habe ich die geplante Uebereignung eines Land- 
gutes mit dem Hinweis abgelehnt, daß ich Soldat sei , es auch in Zukunft 
zu bleiben hoffe und daß mir daher ein Landgut weni g dienlich sei. 
Meine Beförderung zum Oberst erfolgte auf Grund mei ner Regiments- 
führertatigkeit an der Front, nachdem bereits währe nd meiner Komman- 
dierung zum Wachregiment vor den Ereignissen des 20. Juli meine Be- 
förderung zum Oberstleutnant vorlag. Bereits vier W ochen nach dem 
20. Juli bat ich um erneute Frontverwendung, da ich keine Lust hatte, 
mich in Berlin zum Operettenoffizier degradieren zu lassen. Meinem 
diesbezüglichen Gesuch wurde stattgegeben. Die spät ere Beförderung 
zum Generalmajor ergab sich aus der erfolgreichen Führung einer Bri- 
gade an der Front. 
Wenn nun hartnäckig das Gerücht verbreitet wird, nu r durch mein 
Eingreifen sei ein an sich aussichtsreiches Unternehmen gescheitert, und 
ich sei daher für alles verantwortlich, was sich se it jenem Tage bis zur 
Gegenwart abgespielt habe, so tut man mir gewiß zu viel Ehre an. Ich 
persönlich bin wesentlich bescheidener und nehme nu r das Verdienst in 
Anspruch, einen bereits zu Beginn mißlungenen Putsc h so nachhaltig 
gedämpft zu haben, daß es zu keinem Bruderkampfe me hr kam und der 
Welt das jämmerliche Schauspiel eines Ausbruches de r altgewohnten 
deutschen Zwietracht in höchster gemeinsamer Not er spart blieb. Denn 
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mag man im Lager der westlichen und östlichen �Sieg er" die Kämpfer 
des innerdeutschen Widerstandes auch offiziell feiern: im Grunde des 
Herzens verachtet man sie doch, wie wir während uns erer Gefangen- 
schaft aus dem Munde alliierter Offiziere oft genug erfahren mußten und 
wie es uns sogar von der alliierten Presse bestätig t wurde. 
Der Aufstand des 20. Juli 1944 scheiterte nicht an meinem Ein- 
greifen, sondern an der inneren Ziel- und Konzeptionslosigkeit seiner 
Veranstalter, die sich nur in der Ablehnung Hitlers einig, in allen üb- 
rigen Fragen aber völlig uneins waren. Er scheitert e, weil er mit un- 
klaren Vorstellungen begonnen, mit unzureichenden Mitteln vorbereitet 
und mit einer geradezu erschütternden Hilflosigkeit  durchgeführt wurde. 
Die Ursache dieses technischen wie menschlichen Versagens aber liegt 
es läßt sich leider nicht verschweigen � in dem Man gel an persön- 
lichem Mut, der bei allen Beteiligten zutage trat. Selbst ein Mann wie 
der Oberst Stauffenberg, der zweifelsohne ein bewäh rter Frontoffizier 
wär, hat in dieser Angelegenheit jegliche persönlic he Einsatzbereitschaft, 
die zum Gelingen eines solchen Vorhabens mindestens doch beim Atten- 
tater selbst vonnöten war, vermissen lassen. Kein g eringerer als 
Stauffenberg selbst hat durch sein Verhalten seine Mitverschworenen 
und sich selbst dem Verderben ausgeliefert. Statt wenigstens doch in 
der Nähe des Beratungszimmers die Explosion seiner Bombe abzuwarten 
und sich persönlich von deren Wirkung zu überzeugen , hat Oberst v. 
Stauffenberg es vorgezogen, sich baldmöglichst vom Tatort zu entferner. 
und nach seiner Ankunft in Berlin seinen Mitverschworenen und Vor- 
gesetzten eine Meldung zu erstatten, von deren Richtigkeit er sich nicht 
persönlich überzeugt hatte und die � wie sich späte r herausstellte � 
eine Falschmeldung war. Was mit einem Stabsoffizier unter völlig nor- 
malen Umständen geschehen wäre, der sich in einer s o bedeutsamen 
Angelegenheit eine derartige Fahrlässigkeit hätte z uschulden kommen 
lässen, die zu derart unabsehbaren Folgen führte, i st unschwer zu er- 
messen. Wahrscheinlich wäre sein Ende nicht wesentl ich anders ge- 
wesen, als das des Obersten v. Stauffenberg. Denn erst infolge der 
Falschmeldung Stauffenbergs wurden die Mitverschworenen in Berlin 
veranlaßt, aus ihrer bisherigen Tarnung hervorzutre ten und ihre Regie- 
rungstätigkeit aufzunehmen. Was sie wohlweislich un terlassen hätten, 
wenn sie um den tatsächlichen Ausgang des Attentats  gewußt hätten. 
Zum mindesten hätten sie nun, wenn sie sich schon e ntdeckt glaubten, 
ganz andere Maßnahmen ergriffen. Denn noch bestand die Möglichkeit. 
unter Ausnutzung der allgemeinen Verwirrung das miß lungene Attentat 
sofort durch ein neues zu ersetzen. Das alles hätte  geschehen können, 
wenn Oberst v. Stauffenberg bis zur Detonation der Bombe am Tatort 
verblieben wäre und sich selbst vom Erfolg seines U nternehmens über- 
zeugt hätte. Es blieb jedoch noch eine andere Mögli chkeit: der im Füh- 
rerhauptquartier anwesende Inspekteur der Nachrichtentruppe, General 
Fellgiebel, hatte von den Verschworenen die Anweisung erhalten, un- 
mittelbar nach dem Attentat die Nachrichtenzentrale zu sprengen, um 
zunächst das gesamte Hauptquartier von der Außenwel t abzuschneiden 
und jegliche Einwirkung irgendwelcher Persönlichkei ten aus der Umge- 
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bung Adolf Hitlers zu verhindern. Im Gegensatz zu Stauffenberg wartete 
Fellgiebel zunächst den Ausgang des Unternehmens ab . Als er jedoch 
erfuhr, daß das Attentat gescheitert und der Führer  am Leben sei, ergriff 
er nicht � die Verwirrung ausnutzend � seine Waffe,  um den von ihm 
so gehaßten Diktator niederzustrecken, sondern er b egab sich eilends an 
die Stätte der Katastrophe, um dem Oberbefehlshaber  der Wehrmacht 
zur Lebensrettung zu gratulieren. 
Man wird sich erinnern, daß der ursprüngliche Plan der Verschwo- 
renen dahin ging, die Bombe (die übrigens aus Engla nd stammte) im 
Sturmgepäck eines Obergefreiten unterzubringen, der  dem Führer eine 
neue Feldausrüstung vorführen sollte und der im Fal le der Durchfüh- 
rung dieser Absicht unweigerlich in Stücke zerrisse n worden wäre. Le- 
diglich die Verschiebung der geplanten Vorführung h at diesem völlig 
ahnungslosen Manne das Leben gerettet. 
An dieser Stelle aber wird die entscheidende Problematik des 20. 
Juli 1944 sichtbar: Seit Menschengedenken sind Offiziere und Soldaten 
der bewaffneten Macht in besondere Verpflichtung genommen worden. 
Der Träger der Waffen bedarf einer festeren Bindung  als der zivile 
Staatsbürger, nicht zuletzt zum Schutze der nichtkä mpfenden Bevölke- 
rung, denn allzu leicht könnte der Soldat als Waffe nträger ohne die 
eiserne Klammer der Disziplin, deren letzte Begründ ung im Fahneneide 
liegt, zum Marodeur, zum Räuber werden, der seiner Obrigkeit selbst die 
Stirn zu bieten wagt. Die Weltgeschichte ist erfüll t von Beispielen, was 
aus einer Truppe wird, der die bindende Kraft des Eides nicht mehr 
gegenwärtig ist. Selbst der Bundesgrenzschutz wird des Eides nicht 
entbehren können, und man darf gespannt sein, welch e Formel dieje- 
nigen erfinden werden, die nicht laut genug predigen konnten, daß die 
Eidestreue des deutschen Soldaten im zweiten Weltkrieg Dummheit, 
wenn nicht Schlimmeres gewesen sei, während dem Eid bruch jegliches 
Lob gebühre. Ein Eid mit beschränkter Rücktrittsmög lichkeit ist bisher 
nicht erfunden worden, Eid ist Eid, daran wird schwerlich etwas zu 
deuteln sein. Wer am Eide rüttelt, rüttelt an den G rundfesten der Welt, 
und er muß sich klar darüber sein, daß er an die le tzten Bande rührt, an 
die sich der Mensch in verworrenen Zeiten zu klammern vermag. Ge- 
wiß hat es in der Weltgeschichte nicht an entschlos senen Persönlichkeiten 
gefehlt, die aus letzter Verantwortung diesen Schritt gewagt haben, 
aber sie besaßen nur dann das moralische Recht zu i hrem Handeln, 
wenn sie bereit waren, mit ganzer Person für ihre S ache einzutreten 
und sich notfalls selbst zu opfern. An dieser Bereitschaft hat es den 
Veranstaltern des 20. Juli gefehlt, und daran sind sie gescheitert. Mehr 
noch: die Hauptakteure waren sämtlich Offiziere. Es  ist nicht anzu- 
nehmen, daß ihre Pläne dahin gingen, entsprechend d en Absichten der 
Sieger Deutschland für immer wehrlos zu erhalten. A us ihrer Tat also 
sollte eine erneute Wehrmacht und ein erneuertes Offizierkorps hervor- 
gehen. Wie aber sollte dieses erneuerte Offizierkorps und die erneuerte 
Wehrmacht bestehen, wenn der Ausgang ihrer Existenz ein Eidbruch 
war? Mußte nicht dieser Eidbruch auch das Denken na chfolgender Sol- 
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datengenerationen vergiften und damit die Armee nach dem Bilde der 
spatrömischen Legionen zum Spielball ehrgeiziger Us urpatoren machen? 
Die Zukunft wird ohnehin nach Nürnberg, Landsberg u nd Tokio noch 
of genug mit diesem Problem zu tun bekommen. 
Ein Offizier, der es unternimmt, die Waffe gegen den Eidträger zu 
erheben, dem er selbst gleich dem jüngsten Rekruten  vor Gott den Eid 
der Treue und des Gehorsams geschworen hat, vermag sich und seine 
Kameraden, vor allem aber die künftigen Soldatengen erationen nur vor 
den unvermeidlichen Folgen seiner Tat zu bewahren, wenn er selbst, 
unmittelbar nach vollzogener Tat, seinem eigenen Leben ein Ende setzt 
und damit den Makel des Eidbruches mit sich ins Grab nimmt. 
Das mögen harte Grundsätze sein, schwerlich jedoch wird je eine 
bewaffnete Macht, solcher Prinzipien entbehren könn en, denn es geht 
hier uro ernstere Dinge, als sie das Hirn eines eilfertigen Zeitungsschrei- 
bers zu erfassen vermag, Dinge, von denen schließli ch die Sicherheit 
des menschlichen Daseins abhängt Weil keiner unter den Verschwo- 
renen den Mut fand, das Attentat mit eigener Hand zu vollziehen und 
sich dann selbst im Namen aller zu opfern, blieb der 20. Juli eine Re- 
volte, ein bloßer Akt der Verneinung ohne die Spur einer positiven 
Konzeption. Mir blieb die undankbare Aufgabe, die verlöschenden 
Flammen vollends auszutreten. Daß dies ohne Gewalta nwendung ge- 
schehen konnte und daß es vor allem das Heer selbst  war, das ohne 
Heranziehung anderer Wehrmachtsteile die zu dieser Stunde notwen- 
dige Bereinigung vornahm, erfüllt mich allerdings m it Stolz. 
Wenn nun über die Härte der Urteile gegen die Versc hworenen des 
20. Juli laute Klagen angestimmt werden, so will man sich bewußt nicht 
daran erinnern, daß bislang in allen kriegführenden  Staaten Hochver- 
räter als Landesverräter behandelt wurden, daß die Regierung Seiner 
britischen Majestät im ersten Weltkrieg den irische n Freiheitskämpfer 
Sir, Roger Casement im Tower erschießen ließ, der V erbindung mit den 
Mittelmächten aufgenommen hatte, während England si ch in einem 
Kriege mit Deutschland befand, an dem Irland nur gezwungenermaßen 
teilnehmen mußte, und daß der französische Kriegspr emier Clemenceau 
im Frühjahr 1917 wahllose Massenerschießungen unter  den meuternden 
Frontdivisionen anordnete, als ihnen nach dem Scheitern der Nivelle- 
Offensive die Fortführung des Krieges sinnlos ersch ien. 
Wie wenig die Verschwörer den Fortgang des Geschehe ns im Falle 
eines Erfolges ihrer Revolte bedacht hatten, ergibt sich unverkennbar 
aus dem völligen Fehlen einer außenpolitischen Konz eption. Die Put- 
schisten Wußten gleich der verantwortlichen deutsch en Führung um die 
Beschlüsse von Casablanca. Sie kannten die Vernicht ungsabsichten un- 
serer Kriegsgegner, sie besaßen trotz Fühlungnahme mit den Westmitch- 
ten keinerlei bindende Zusagen über eine schonende Behandlung 
Deutschlands im Falle des Gelingens ihrer Umsturzpläne. Bei nüch- 
terner Beurteüung der Lage mußten sie sich darüber klar sein, daß 
dieser Krieg nicht gegen das Regime Adolf Hitlers, sondern gegen das 
deutsche Volk als Gesamtheit geführt wurde, und sie  unternahmen es 
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trotzdem, einen deutschen Bruderkampf heraufzubeschwören, ohne Rück- 
sicht darauf zu nehmen, was daraus folgen würde. Si e wußten vor allem, 
daß man im Westen entschlossen war, nicht nur die d eutsche Industrie 
zu zerstören, sondern weit über die Hälfte des Reic hsgebietes den grim- 
migsten Feinden Europas, den Bolschewisten, zur freien Verfügung zu 
überlassen. Ihr Entschluß zum Aufstand wurde weit w eniger von der 
Liebe zur deutschen Nation, als von blindem Haß geg en Hitler bestimmt. 
Aus blindem Haß aber ist noch nie eine positive Lei stung geboren wor- 
den. Wenn es noch eines Beweises für ihre Gleichgül tigkeit dem natio- 
nalen Schicksal gegenüber bedurft hätte, so wurde e r der deutschen 
Nation durch das Schweigen der Ueberlebenden gegenü ber den Gewalt- 
akten der �Sieger" eindeutig erbracht. 
Es bedarf keiner Frage, was geschehen wäre, wenn da s Unternehmen 
des 20. Juli 1944 Erfolg gehabt hätte: Die deutsche  Ostfront, die sich 
gerade damals in schwersten Abwehrkämpfen befand, w äre zweifellos 
infolge des notwendigerweise ausbrechenden Bürgerkr ieges und der da- 
mit verbundenen Unterbrechung des Nachschubs zusammengebrochen. 
Ich selbst habe damals über 10 000 Briefe deutscher  Frontkämpfer er- 
halten, die mir mitteilten, sie hätten sich mit ihr en Waffen gegen die 
Heimat gewandt, wenn bei ihnen nur der Verdacht einer Rebellion im 
Bereich des Ersatzheeres aufgetaucht wäre. So laute te die Stimme der 
Front. Ein Zusammenbruch der Ostfront aber hätte ni cht nur den Ab- 
transport von weiteren Millionen deutscher Soldaten in die russischen 
Gefangenenlager bedeutet, sondern auch die Umquartierung ungezählter 
deutscher Frauen und Kinder verhindert, die in den Ostgebieten des 
Reiches ansässig oder infolge des westalliierten Lu ftterrors dorthin um- 
quartiert worden waren. Als Generaloberst Jodl von den Nürnberger 
Richtern befragt wurde, warum er für eine Fortsetzu ng des deutschen 
Widerstandes eingetreten sei, erwiderte er, weil allein dadurch die 
Möglichkeit bestand, Millionen deutscher Frauen und  Kinder und die 
Masse des Ostheeres dem Zugriff der Russen zu entziehen. Den gleichen 
Standpunkt hat Großadmiral Dönitz in Nürnberg vertr eten, den nur 
Böswilligkeit oder Dummheit zu widerlegen versuchen  wird. 
Die weiteren Folgen eines Zusammenbruches der deutschen Ost- 
front lassen sich nur erahnen. Fest steht jedenfalls, daß die Absicht der 
sowjetischen Kriegführung darauf abzielte, noch vor  dem Eintreffen der 
Westalliierten in Europa vollendete Tatsachen zu schaffen, d. h. also, 
den Vormarsch bis zum Rhein fortzusetzen, um so den Anschluß an ein 
wohlbedacht probolschewisiertes Frankreich zu gewinnen. Denn eines 
wird die Geschichtsschreibung kommender Jahrzehnte einwandfrei kon- 
statieren, daß einzig der verbissene Widerstand zer fetzter deutscher 
Frontdivisionen vor Wien, Prag, Berlin, Breslau und Stettin in den 
Maitagen des Jahres 1945 den Rest Europas vor der endgültigen Ueber- 
schwemmung durch den Bolschewismus bewahrt hat. 
Die deutschen Probleme sind nicht erst seit heute zugleich die euro- 
päischen geworden. Von diesem Standpunkt aus aber w ird die Ge- 
schichte dereinst denen recht geben, die damals wie heute den bedin- 
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gungslosen Kampf um die Erhaltung des Reiches als erste aller Auf- 
gaben erkannten und die bereit waren, dieserhalb ihr eigen Gut und 
Leben geringzuachten. 
Als Preußen-Deutschland vor fast 150 Jahren vor dem  Ansturm 
Napoleons zusammengebrochen war und die Freiheit Europas verloren 
schien, erklärte General Clausewitz, daß in einem e hrenvollen Unter- 
gang zugleich die Verheißung der Zukunft beschlosse n liege. Mich 
deucht, daß wir es waren, die am 20. Juli 1944 den Weg des Unterganges 
in Ehren erwählten und daß wir damit zugleich die V oraussetzungen eines 
künftigen Aufstieges schufen, der endlich dem gequä lten Kontinent den 
Frieden bringen wird, den der Sieg der Alliierten in unerreichbare Ferne 
gerückt zu haben schien. 
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II. TEIL 
 
Deutsche Politik 
und Remilitarisierungsfrage 
 
Meine Teilnahme an der Godesberger Tagung und die Folgen, die 
sich daraus für meine Person vor der deutschen Oeff entlichkeit ergaben, 
führten mich notwendigerweise auf den Weg in die Po litik. Immer 
wieder sind von in- und ausländischer Seite an mich  die Fragen ge- 
richtet worden, wie es dazu kam und welches die Grundanschauungen 
sind, die mich dabei beherrschten. In gedrängter Fo rm möchte ich die 
Antwort, die ich darauf einem bekannten englischen Offizier und Publi- 
zisten gegeben habe, zusammenfassen: 
Nach dem Zusammenbruch wurden in Deutschland durch die Be- 
satzungsmächte Parteien lizenziert, die sich in all en vier Besatzungs- 
zonen mehr oder weniger als Werkzeuge der jeweiligen alliierten Politik 
erwiesen. Man beschränkte sich nicht etwa nur darau f, den National- 
sozialismus und seine Folgeerscheinungen nach Kräft en zu beseitigen, 
sondern ging daran, nahezu alle aus der deutschen Vergangenheit über- 
lieferten großen und hohen Werte, nicht zuletzt die  durch über ein 
Jahrtausend bewährte staatliche Ordnung des Reiches  zu zerstören. Das 
konnte niemals die innerste Zustimmung des deutschen Volkes, vor 
allem nicht der Frontgeneration und der heranwachsenden Jugend fin- 
den. Auch in den westlichen Besatzungszonen wurde bis über die 
Bundestagswahlen hinaus eine freie, dem wahren Volkswillen entspre- 
chende Parteibildung verhindert. Um eine solche durchzusetzen, traten 
Dr. Gerhard Krüger und Dr. Fritz Doris an mich, der  ich als Maurer- 
geselle in Varel lebte, mit der Aufforderung heran, mit ihnen gemein- 
sam die nationalen Kräfte zu einer politischen Zusa mmenfassung aufzu- 
rufen. 
Nach längerer Vorbereitung kam es am 2. 10. 1949 in  Hannover zur 
Gründung der Sozialistischen Reichspartei (SRP). Di e gegnerische Pro- 
paganda hat vor allem im Ausland den Eindruck hervorzurufen ver- 
sucht, als handele es sich hier um eine nach dem �F ührerprinzip" aus- 
schließlich auf meine Person ausgerichtete Partei. 
Eine politische Organisation nach dem �Führerprinzi p" würde un- 
serer Grundanschauung und auch meiner politischen Einstellung völlig 
zuwiderlaufen. An der Spitze der SRP steht ein demokratisch gewählter 
fünfköpfiger Vorstand mit Dr. Doris als Parteivorsi tzenden, dessen Ver- 
treter ich bin. 
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Die SRP hat ihre Mitglieder aus allen Teilen und Schichten des 
deutschen Volkes gewonnen. Sie wird als einzige Partei Westdeutsch- 
lands getragen von der Jugend und der jungen Generation der Front- 
soldaten des zweiten Weltkrieges, die bis dahin aus dem politischen 
Leben ausgeschaltet waren und kritisch abseits standen. Natürlich sind 
in unseren. Reihen diejenigen Volksgruppen, die von der seit 1945 ein- 
geschlagenen Politik am stärksten getroffen wurden,  wie Heimatver- 
triebene, Entrechtete, Arbeitslose und Spätheimkehr er besonders stark 
vertreten, da die Lizenzparteien ihr Vertrauen nicht gewinnen konnten 
bzw. es enttäuscht haben. Die völlig verfehlte Bonn er Politik hat der SRP 
weite Teile des Bauerntums zugeführt, aber auch in den Arbeiterkreisen 
gewann sie starke Anhängerschaft. 
Der Wahlerfolg der SRP in Niedersachsen ist ein Zeichen der Selbst- 
besinnung des deutschen Volkes auf seine Würde, sei ne Ehre und das 
Ergebnis der völlig verfehlten Nachkriegspolitik de r Besatzungsmächte, 
die an Unfähigkeit sogar die Siegerdiktate nach dem  ersten Weltkrieg 
ubertrifft.   Man kann ein großes, seine Freiheit l iebendes Kulturvolk auf 
die Dauer nicht entrechten. Auch mit Hilfe einer ös tlichen oder west- 
lichen Satellitenregierung ist das nicht möglich. D ie Bonner Regierung 
hat es nicht vermocht, die nationale,  soziale und wirtschaftliche Not 
weitester Volksschichten einer Besserung entgegenzuführen und das Ver- 
trauen des deutschen Volkes zu gewinnen. Der Versuch, das Ergebnis 
der niedersächsischen Landtagswahl aus einem überst eigerten Nationa- 
lismus und Radikalismus der SRP erklären zu wollen,  ist völlig abwegig. 
Bei aller Schärfe der grundsätzlichen  Kritik an de r Besatzungspolitik 
und dem Bonner Regierungskurs hat die SRP den Wahlkampf mit einer 
weit größeren Sachlichkeit geführt, als dies unter Mißbrauch öffentlicher 
Mittel von Seiten ihrer Gegner geschehen ist.    Das offensichtliche Ver- 
sagen Bonns vor den Lebensnotwendigkeiten des deutschen Volkes hat 
uns die Kritik an den herrschenden Zuständen sowie den  Regierungs- 
maßnahmen und damit den Wahlsieg so leicht gemacht.  Bei der Burger- 
schaftswahl in Bremen ist es der SRP zum erstenmal möglich gewesen, 
in einer Großstadt erheblich an Boden zu gewinnen, trotz des sich gerade 
dort erfahrungsgemäß besonders stark auswirkenden G egendrucks. Nicht 
nur in den Vororten mit ländlichem Einschlag, sonde rn in reinen Indu- 
striearbeitervierteln ist uns ein bedeutender Einbruch gelungen. 
Die � besonders im Ausland � oft aufgestellte Behau ptung, die 
SRP sei �neonazistisch", ist ein bewußter Versuch, unsere Zielsetzung 
zu verfälschen und herabzusetzen. Wir sind der Auff assung, daß es ein 
grundsätzlicher politischer Fehler wäre, irgendeine  durch die Geschichte 
überwundene Epoche restaurieren zu wollen, gleichgü ltig, ob es sich um 
das wilhelminische Kaisertum, die Weimarer Republik oder das Dritte 
Reich handelt. Natürlich wurzeln wir, wie alle Mens chen, in unserer 
Vergangenheit, die wir wohl überwinden, aber nicht ausschalten können. 
Wir bemühen uns aus unserer Geschichte zu lernen, u m Fehler, die 
einmal gemacht wurden, zu vermeiden, und das Gute, wo immer wir es 
finden, zu übernehmen. Ich bin nun der Auffassung, � sonst müßte ich 
ja an eine Kollektivschuld des ganzen deutschen Volkes glauben - daß 
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auch in der Epoche von 1933�1945 nicht nur Schlecht es geleistet worden 
ist. Was wir aber gelernt haben, ist, dass jegliche Form einer Diktatur, 
ob sie nun von einem Einzelnen oder einer Gruppe ausgeübt wird, daß 
jeder Einparteienstaat, der den gesunden Gedanken einer politischen 
Opposition und jede Möglichkeit zu öffentlicher Kri tik ausschaltet, abzu- 
lehnen ist. Wir haben nicht vor, etwas Negatives, was in Deutschland 
im Zeitabschnitt der Revolution geschehen ist, beschönigen zu wollen. 
Aber wir wollen auch nicht versäumen, der neuen Leb ensanschauung 
des 20. Jahrhunderts, die den Einzelnen auf den Grundsatz des frei- 
willigen Dienstes an der Gemeinschaft verpflichtet, zum Durchbruch zu 
verhelfen. Wir nehmen als Deutsche das Recht für un s in Anspruch, 
die Erkenntnis der Verpflichtung zum Sozialismus zu vereinen mit dem 
klaren Bekenntnis zum nationalen Gedanken und zu unseren volklichen 
Lebensrechten. 
Die SRP bekennt sich zur sittlichen Bindung und Einordnung des 
Einzelnen in die Gemeinschaft, zur freien und doch dem Ganzen ver- 
pflichteten Persönlichkeit und eines der volklichen  Eigenart entspre- 
chenden Sozialismus. Daraus ergibt sich die vorbehaltlose Bejahung 
eines freiheitlichen Aufbaus des inneren Staatslebens und des Prinzips 
des Rechtsstaates. Im Reichsgedanken bejaht sie die volkmäßig und 
geschichtlich bedingte staatliche Ordnungsform der Deutschen mit dem 
Ziel des gleichberechtigten und gleichverpflichteten Einbaus in ein neuzu- 
ordnendes Gesamteuropa. 
Wir lehnen jede Art von Imperialismus grundsätzlich  ab. Das Be- 
kenntnis zum Reichsgedanken bedeutet keineswegs eine deutsche Vor- 
herrschaft im europäischen Raum. Die Achtung vor de n geschichtlich 
gewordenen Formen und Rechten der anderen Völker is t in uns so tief 
verwurzelt und nach den Erfahrungen der jüngsten Ve rgangenheit so 
gestärkt, daß wir jede Schmälerung der Lebensrechte , vor allem der 
kleinen Nationen, als einen Vorstoß gegen die gesam teuropäische Ziel- 
setzung ansehen. Imperialismus bedeutet Zerstörung der politischen 
und kulturellen Eigenständigkeit der Völker und dam it der Grundlage 
für eine gesunde Ordnung unseres zerrissenen und ze rstörten Erdteils. 
Wir verlangen und erwarten aber, daß auch die ander en Völker dem 
deutschen gegenüber die gleiche Grundhaltung bekund en. Jeder Ver- 
such, die Teilung Deutschlands zu verewigen oder seine staatliche 
Schwäche durch Herausreißung des Saargebiets und de r deutschen Land- 
schaften östlich der Oder-Neisse-Linie aus dem Reic hsverband auszu- 
nutzen, muß von uns als imperialistische Siegerwill kür angesehen werden, 
die eine wirkliche Befriedung des Kontinents verhindert. Wer heute 
in Europa dem Imperialismus huldigt, wer die Saar und die Gebiete 
östlich der Oder-Neisse von Deutschland losreißen w ill, betreibt eine 
Katastrophenpolitik, die eines Tages mit einem neuen Weltkrieg enden 
muß. 
Die SRP will die Einigung aller Deutschen aus freiem Entschluß in 
einem Deutschen Reich, das frei und unabhängig nach  innen und außen 
sein muß. Dabei soll gesetzlich garantiert werden, daß keine Regierung 
irgendwo auf deutschen Boden verzichten darf. Erst durch Wiederber- 
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stellung der deutschen Souveränität und Einheit ist  es möglich, Europa 
zu voller Selbständigkeit als Kraft neben den ander en Weltmächten 
zusammenzufassen. Auch in der politischen Grundauffassung muß 
Europa sich von dem engstirnigen westlichen Kapitalismus und dem 
bolschewistischen Kollektivismus grundsätzlich unte rscheiden, wenn es 
seine Aufgabe in der Welt des 20. Jahrhunderts erfü llen soll. Es muß 
gelingen, Europa und in ihm Deutschland zum Träger einer neuen ge- 
rechten Lebensordnung, die nur eine sozialistische sein kann, zu machen. 
Dieser � wie ich schon betonte � der volklichen Eig enart jeweils ent- 
sprechende Sozialismus soll die schöpferischen Kräf te und Leistungen 
jeden Volkes und Gesamteuropas zur Meisterung des gemeinsamen 
Schicksals steigern. 
Die Siegermächte des zweiten Weltkrieges haben die Möglichkeit 
eines. rechtzeitigen Abschlusses eines Friedensvertrages mit Deutschland 
selbst zerstört, indem sie im Gegensatz zu ihren Ma ßnahmen in Japan 
den Fortbestand einer deutschen Regierungsgewalt nach der Kapitula- 
ition verhinderten. Sie haben dies noch verschlimmert, indem sie das 
bisherige Deutsche Reich, das völkerrechtlich auch nach der Niederlage 
noch fortbestand, willkürlich vierteilten und die e inzelnen Stücke der 
nahezu ausschließlichen Gestaltung der jeweils für zuständig erklärten 
einzelnen Besatzungsmacht überließen. Als dann der Gegensatz zwischen 
Ost und West zu einem offenen Konflikt ausartete, hatten die vier Be- 
satzungsmächte selbst die Voraussetzungen für einen  Friedensvertrag 
vernichtet. Der Abschluß eines Friedensvertrages is t aber niemals für 
einen Teil Deutschlands, sondern nur für das Ganze möglich. Das 
deutsche Volk hat das unwiderlegbare Recht, in seiner Gesamtheit uber 
sein nationales Schicksal selbst zu bestimmen. Die Errichtung eines 
Teildeutschlands war ein grundlegender Fehler, der nur durch die unver- 
zügliche Herbeiführung einer gesamtdeutschen staatl ichen Lösung besei- 
tigt werden kann. So lange die Zweispaltung der Welt in der Form 
eines offenen Konflikts fortbesteht, wird es nicht möglich sein, eine 
völkerrechtlich gültige Friedensregelung in bezug a uf Deutschland zu 
treffen. 
Aus meinen bisherigen Ausführungen ergibt sich mit Klarheit, dass 
wir uns niemals von unseren Brüdern in der Sowjetzo ne trennen lassen 
werden. Mit unseren Brüdern sind wir zu jeglicher Z usammenarbeit 
nicht nur bereit, sondern verpflichtet. Andernfalls würden wir Deutsche 
Selbstverstümmelung betreiben. Wer aber wollte von uns verlangen, 
daß wir das tun? Etwa diejenigen, die, wie Englände r und Amerikaner, 
Sowjets und Franzosen, die letzte Verantwortung für  die Spaltung 
Deutschlands tragen? Eine echte Zusammenarbeit ist aber nur in Frei- 
heit, nicht zwischen Satellitenregierungen möglich.  
Zum Bolschewismus, gegen den meine Generation von ihrer Jugend 
an im leidenschaftlichen politischen und soldatischen Abwehrkampf ge- 
standen hat, gibt es für uns niemals eine Brücke. E s ist ein Beweis fur 
das völlige Versagen der westdeutschen Politiker, d aß sie in ihrer ent- 
schlußlosen Schwächlichkeit ausgerechnet die gesamt deutsche Frage dem 
bolschewistischen Propagandarummel überlassen haben . 
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Als ein Charakteristikum der Bonner Regierung muß e s angesehen 
werden, daß alle grundsätzlichen politischen Entsch eidungen in Deutsch- 
land seit dem Zusammenbruch im Widerspruch zu den inneren Lebens- 
gesetzen und dem echten Willensausdruck des Volkes stehen, daß auch 
die einschneidendsten Maßnahmen in Westdeutschland seit 1945 ohne 
direkte Zustimmung des Volkes durchgeführt worden s ind. Die Lizen- 
zierungspolitik der Besatzungsmächte hat bei der Pa rteibildung wesent- 
liche Kräfte ausgeschaltet. Das Grundgesetz wurde n icht von einer 
direkt gewählten Volksvertretung ausgearbeitet und auch, entgegen den 
ursprünglichen Versicherungen, nicht durch Volksabs timmung bestätigt. 
Das Staatsoberhaupt wurde nicht in direkter Wahl durch das Volk be- 
stimmt. Nun wird die Remilitarisierung Westdeutschlands, an deren 
Möglichkeit bei Erlaß des Grundgesetzes und bei der  Wahl des Bundes- 
tages nicht einmal gedacht war, auf internationalem Verhandlungswege 
einfach durchgepeitscht, um dann im Bundestag wahrscheinlich nur mit 
knapper Mehrheit bestätigt zu werden. Entscheiden ü ber sein Grund- 
gesetz und über die rechtliche Regelung seines Vert eidigungswillens muß 
in einer Demokratie aber das Volk selbst, und zwar in seiner Gesamt- 
heit. Diese Entscheidung darf nicht in einer privaten Aktion fallen 
oder mit Hilfe einer vom Ausland her dirigierten Partei betrieben wer- 
den. Sie muß auf dem offiziellen Weg einer Volksabs timmung oder zum 
mindesten durch eine direkt für diesen Zweck gewähl te Volksvertretung 
erfolgen. 
Ueberhaupt können alle Entscheidungen über deutsche  Fragen nicht 
von einem Teilstaat, sondern nur von einer international gleichberech- 
tigten gesamtdeutschen Vertretung gefällt werden. D en verantwort- 
lichen Männern der Bundesrepublik scheint jeder Sin n für die einmalige 
Chance, die ihnen gegenwärtig für einen Vorstoß in der gesamtdeutschen 
Frage geboten wird, zu fehlen. Deutschland kann seine europäische 
Aufgabe, zu der es bereit ist, nur als Einheit und mit gleichen Rechten 
erfüllen. 
Wie in Versailles und St. Germain durch Haß und Hab sucht der 
Grundstein zu neuem Unheil gelegt wurde, so verfuhr man in Teheran, 
Yalta und Potsdam nach demselben, in seiner Wirkung verheerenden 
Prinzip der Unordnung. Die Welt teilte man in zwei Teile auf, in Ost 
und West. Auf der einen Seite stand Amerika, auf der anderen Sowjet- 
rußland als beherrschender Machtfaktor. Die Politik  dieser beiden 
Welt-Giganten lief darauf hinaus, die jeweils noch freien Völker und 
Räume entweder in die östliche oder westliche Macht konzeption ein- und 
unterzuordnen. 
Wir Deutsche bekamen die Folgen eines solchen Welt-Dualismus am 
meisten zu spüren, weil die Demarkationslinie mitte n durch unser 
deutsches Herz geschnitten wurde. Bedauerlich ist, daß von Seiten un- 
serer verantwortlichen Politiker bis zum heutigen Zeitpunkt noch nicht 
einmal der Versuch gemacht worden ist, eine wirklich eigenständige 
deutsche und damit europäische Politik zu betreiben . Bonn hat mehr 
oder weniger die Politik des politischen Westens, Pankow die Politik des 
politischen Ostens zur Durchführung gebracht. Diese  Einordnung geschah 
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